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mer-Eigenbrodt und Genossen 
— Drucksache IV/2422 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bun- 
desregierung wie folgt; 

Die Fragen 1 und 2 werden wegen des engen sach- 
lichen Zusammenhangs gemeinsam behandelt. 

Bauvorhaben außerhalb der überplanten Gebiete 
und außerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile sind nicht schlechthin unzulässig. In diesen 
sog. Außenbereichen sind bestimmte Vorhaben, die 
ihrem Wesen nach in den Außenbereich gehören, 
insbesondere solche, die der Landwirtschaft dienen, 
zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegen- 
stehen und wenn die ausreichende Erschließung ge- 
sichert ist (§ 35 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes). 
Sonstige Vorhaben sind im Einzelfall im Außenbe- 
reich zulässig, wenn durch ihre Ausführung oder Be- 
nutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt wer- 
den (§ 35 Abs. 2). 

Mir ist bekannt, daß bei der Handhabung dieser 
Vorschrift, vor allem in der ersten Zeit nach Inkraft- 
treten des Bundesbaugesetzes, und hier besonders in 
den ländlichen Gebieten, Schwierigkeiten aufgetre- 
ten sind. 

Aus diesem Grunde habe ich bereits in einem Rund- 
schreiben vom 28. März 1963 den für das Bau-, Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zuständigen Herren Mi- 
nistern (Senatoren) der Länder meine Auffassung zu 
den in Nr. 1 und 2 der Kleinen Anfrage angeschnit- 
tenen Fragen übermittelt und hierbei folgendes aus- 
geführt: 

„Wie ich aus zahlreichen Eingaben entnehme, 
wird die Vorschrift des § 35 Abs. 2 BBauG über 
die Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich 
in der Praxis teilweise in einer dem Sinn und 
Zweck der gesetzlichen Regelung widersprechen- 
den Weise gehandhabt. Das gilt vor allem für 


ländliche Gemeinden, in denen innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile Baugrundstük- 
ke nicht mehr zur Verfügung stehen und neue 
Baugebiete noch nicht ausgewiesen sind. Ich hatte 
bereits in der Ministerkonferenz am 20. Dezem- 
ber 1962 Gelegenheit, auf diese Frage hinzuweisen 
und darf Ihnen meine Auffassung nochmals über- 
mitteln. 

Nach dem System der baurechtlichen Vorschriften 
ist die bauliche Entwicklung der Gemeinden 
grundsätzlich durch Bauleitpläne vorzubereiten 
und zu leiten. In diesem Rahmen kommt der Vor- 
schrift des § 35 die Funktion zu, in Gebieten, die 
baulich nicht entwickelt werden sollen, im allge- 
meinen nur solche Bauvorhaben zuzulassen, die 
ihrem Wesen nach in diesen Außenbereich gehö- 
ren. Das Bundesbaugesetz hat insoweit nur einen 
Rechtsgedanken übernommen, der seit Jahrzehn- 
ten dem Baurecht geläufig ist. Dieser Grundsatz 
ist durch das Bundesbaugesetz dahin konkretisiert 
worden, daß im Außenbereich nur für bestimmte 
Vorhaben ein Rechtsanspruch gewährt wird {§ 35 
Abs. 1), während sonstige Vorhaben im Einzelfall 
zugelassen werden können, wenn ihre Ausfüh- 
rung oder Benutzung öffentliche Belange nicht be- 
einträchtigt (§ 35 Abs. 2). 

Soweit Bauleitpläne nicht oder noch nicht aufge- 
stellt sind, richtet sich die Entscheidung über die 
Zulässigkeit von Bauvorhaben außerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile ausschließlich 
nach § 35 BBauG. Bei der Entscheidung über die 
Zulässigkeit eines Vorhabens, das nach § 35 
Abs. 2 zu beurteilen ist, ist zu beachten, daß die 
Anwendung dieser Vorschrift im praktischen Er- 
gebnis nicht zu einem generellen Verbot jeder 
Bautätigkeit im Außenbereich führen darf. Eine 
derartige Auslegung würde die Grenzen der ver- 
fassungsrechtlich zulässigen Eigentumsbindung 
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überschreiten und der Zielsetzung des Bundesbau- 
gesetzes zuwiderlaufen, das die Durchführung der 
Bauvorhaben nicht erschweren, sondern im Rah- 
men einer geordneten städtebaulichen Entwick- 
lung ermöglichen will. Eine verfassungskonforme 
Anwendung gebietet daher, diesen tatsächlichen 
und rechtlichen Besonderheiten dadurch Rechnung 
zu tragen, daß bei der Prüfung, ob durch das Vor- 
haben wirklich öffentliche Belange beeinträchtigt 
werden, besonders sorgfältig auf die im Einzelfall 
gegebenen tatsächlichen Verhältnisse abgestellt 
wird. Insbesondere ist in Betracht zu ziehen, ob 
das Vorhaben in der freien Landschaft oder in 
unmittelbarer Nähe der geschlossenen Ortslage 
durchgeführt werden soll. Unter dem Gesichts- 
punkt der geordneten baulichen Entwicklung des 
Gemeindegebietes wird vielfach ein Vorhaben in 
der freien Landschaft, insbesondere auch zur Ver- 
hinderung einer städtebaulich unerwünschten 
Streubebauung, eher öffentliche Belange beein- 
trächtigen als ein solches in Ortsnähe. Im übrigen 
genügt es nicht, wenn die Versagung der Zulässig- 
keit eines Vorhabens lediglich mit der Anführung 
eines der in § 35 Abs. 3 beispielhaft genannten 
Begriffe ohne Angabe von konkreten Tatsachen 
begründet wird. 

öffentliche Belange stehen einem Vorhaben nach 
dem Gesetz auch dann entgegen, wenn die Er- 
schließung nicht gesichert ist. Der Umfang der er- 
forderlichen Erschließungsmaßnahmen wird durch 
das Bundesbaugesetz nicht festgelegt. Auch hier 
wird von Bedeutung sein, ob das Vorhaben in der 
freien Landschaft oder in Ortsnähe durchgeführt 
werden soll. In der freien Landschaft wird ledig- 
lich die Sicherung einer ausreichenden Erschlie- 
ßung gefordert werden können. Es ist daher vor- 
nehmlich auf solche Maßnahmen abzustellen, die 
zur Befriedigung des durch das Einzelvorhaben 
ausgelösten Erschließungsbedürfnisses erforderlich 
sind. Demgemäß sind im allgemeinen geringere 
Anforderungen zu stellen als bei der Zulassung 
eines Vorhabens, das im Anschluß an vorhandene 
Baugebiete ausgeführt werden soll. Im letzteren 
Falle kann damit gerechnet werden, daß das 
Grundstück in absehbarer Zeit im Zuge der wei- 
teren Entwicklung der Gemeinde in die Ortslage 
einbezogen wird. Anforderungen an die Erschlie- 
ßung aus dem Landesrecht, insbesondere dem 
Bauordnungs- und dem Wasserrecht, sind durch 
das Bundesbaugesetz nicht berührt. 

Um die Durchführung von Bauvorhaben sachlich 
und rechtlich zu erleichtern, sollten in Gemeinden, 
in denen innerhalb der im Zusammenhang bebau- 
ten Ortsteile keine Baugrundstücke bereitgestellt 
werden können, nach Möglichkeit neue Bauge- 
biete ausgewiesen werden, die günstig zum Orts- 
kern liegen und relativ leicht zu erschließen sind. 
In kleinen Gemeinden, in denen die Bautätigkeit 
gering ist, wird die Aufstellung eines Bebauungs- 
planes vielfach entbehrlich sein. Um eine geord- 


nete Entwicklung auch dieser Gemeinden zu ge- 
währleisten, dürfte es aber zweckmäßig sein, we- 
nigstens einen Flächennutzungsplan aufzustellen, 
der sich auf die für die bauliche Entwicklung we- 
sentlichen Darstellungen beschränkt und damit 
einen Anhalt für die Beurteilung der Zulässig- 
keit von Vorhaben bietet. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie Ihre nachgeordneten 
Verwaltungsbehörden und die Gemeinden ver- 
anlassen würden, die angeführten Gesichtspunkte 
bei der Entscheidung über die Zulässigkeit von 
Vorhaben im Außenbereich zu berücksichtigen." 

Die meisten Bundesländer haben dieses Rundschrei- 
ben zum Anlaß genommen, ihrerseits gegenüber 
ihren nachgeordneten Verwaltungsbehörden und 
den Gemeinden auf diese Gesichtspunkte hinzu- 
weisen. 

Nach den mir vorliegenden Berichten haben diese 
Maßnahmen zu einer wesentlichen Verringerung 
der Schwierigkeiten geführt. 

Inzwischen hat auch das Bundesverwaltungsgericht 
entschieden, daß das Bundesbaugesetz die Zulassung 
eines Bauvorhabens im Außenbereich dann nicht 
ausschließt, wenn durch seine Ausführung oder Be- 
nutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt 
werden. Eine andere Auslegung würde sich nicht mit 
der verfassungsrechtlichen Gewährleistung des Ei- 
gentums vereinbaren lassen (Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts vom 2. Juli 1963 — IC 110.62). 
Darüber hinaus ist das Bundesverwaltungsgericht 
in einer weiteren Entscheidung ausdrücklich der weit- 
verbreiteten Ansicht entgegengetreten, die Verwal- 
tungsbehörden hätten nach ihrem Ermessen über 
die Zulassung von Bauvorhaben zu entscheiden, 
wenn durch ihre Ausführung oder Benutzung öffent- 
liche Belange nicht beeinträchtigt würden. Nach Auf- 
fassung des Bundesverwaltungsgerichts besteht un- 
ter dieser Voraussetzung — trotz der Fassung des 
§ 35 Abs. 2 als Kann-Vorschrift — ein Rechtsan- 
spruch auf Zulassung des Vorhabens (Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 29. April 1964 
- I C 30.62 - BBauBl. 64, 302). 

Zu Frage 3 

Vielfach entstehen die Schwierigkeiten bei der Zu- 
lassung von Bauvorhaben im Außenbereich vor 
allem dadurch, daß viele Gemeinden in ländlichen 
Gebieten keine Bauleitpläne aufgestellt haben, ob- 
wohl die Bautätigkeit in der Gemeinde und die 
Maßnahmen zur Agrarstrukturverbesserung solche 
Pläne notwendig machen. 

Ich habe deshalb nach Abstimmung mit den Ländern 
im Rahmen der mir im Bundeshaushaltsplan zur 
Verfügung gestellten Mittel ab 1964 für Studien 
und Modellvorhaben zur Dorferneuerung Planungs- 
zuschüsse für die Durchführung der Bauleitplanung 
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im ländlichen Bereich bereitgestellt. Dabei sollen 
jeweils die Gemeinden eines Nahbereichs mit ihrem 
zentralen Ort einen gemeinsamen oder abgestimm- 
ten Flächennutzungsplan aufstellen. Gleichzeitig 
stehen Haushaltsmittel für die Durchführung der 
notwendigen Strukturanalysen bereit. 

Auf Grund dieser Maßnahmen ist zu erwarten, daß 
in ländlichen Gemeinden der Notwendigkeit der 
Bauleitplanung mehr und mehr Rechnung getragen 
wird. 

Ferner verweise ich in diesem Zusammenhang auf 
den Entwurf des Bundesraumordnungsgesetzes, zu 
dessen Grundsätzen gerade die Förderung solcher 
Gebiete gehört, die hinter der allgemeinen Ent- 
wicklung zurückgeblieben sind. Es ist zu erwarten, 
daß dadurch bessere Möglichkeiten für eine sinn- 
volle Bauleitplanung der kleineren Gemeinden ge- 
geben werden. 

Im übrgen ist von Bedeutung, daß ein spür- 
barer Mangel an qualifizierten Planern, die mit den 
Problemen der Landgemeinden vertraut sind, fest- 
zustellen ist. Wie ich mehrfach, zuletzt in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages am 10. Juni 1964, 


hervorgehoben habe, bemühe ich mich seit längerer 
Zeit, diese Schwierigkeiten durch die Förderung von 
entsprechenden Ausbildungseinrichtungen zu behe- 
ben. Bisher sind zwei Städtebauinstitute in Berlin 
und München gegründet, in denen bevorzugt Planer 
ausgebildet werden. Des weiteren laufen in meinem 
Hause Arbeiten, die schon den derzeit im ländlichen 
Raum tätigen Planern durch Entwicklung geeigneter 
Arbeitsmethoden Hilfe leisten sollen. 

Darüber hinaus wird von mir im Zusammenwirken 
mit den kommunalen Spitzenverbänden ein Bundes- 
wettbewerb für Gemeinden der Größenordnung bis 
zu 30 000 Einwohnern vorbereitet, der insbesondere 
Anregungen für die Bearbeitung der Bauleitplanung 
in dörflichen Gemeinden und kleineren Städten 
geben soll. 

Insgesamt kann angenommen werden, daß infolge 
der Aufstellung von Bauleitplänen in den länd- 
lichen Gemeinden eine verstärkte Ausweisung von 
Baugelände und damit eine Vergrößerung des An- 
gebots an Bauland erreicht wird. 

In Vertretung 


Dr. Ernst 



